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20. Wahlperiode 9. Oktober 2025 

 

Kleine Anfrage  

des Abgeordneten Niclas Dürbrook (SPD) 

und Antwort 

der Landesregierung – Ministerin für Inneres, Kommunales, 

Wohnen und Sport (MIKWS) 

Prävention von Straftaten mit Messern 

 

1. Welche landesweiten Präventionsmaßnahmen mit Blick auf Straftaten mit 
Messern gibt es derzeit in Schleswig-Holstein? 

Antwort: 

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet. 

Mit den Änderungen des Waffengesetzes im Oktober 2024 sowie dem 
Inkrafttreten der Landesverordnung über das Verbot des Führens von Waffen 
und Messern in Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennahverkehrs im 
Dezember 2024 wurden Verbote über das Führen von Messern und Waffen 
auf öffentlichen Veranstaltungen sowie im öffentlichen Personennahverkehr 
erlassen. Die dadurch normenklar geregelten Waffenverbotszonen in 
Schleswig-Holstein bedeuten für die Landespolizei erweiterte und vor allem 
anlassunabhängige Kontrollmöglichkeiten, insbesondere aus Gründen der 
Gefahrenabwehr. 
 

Seit Anfang Februar bis Ende August dieses Jahres führte die Landespolizei, 
zum Teil gemeinsam mit der Bundespolizei, den Kommunalen 
Ordnungsdiensten sowie der jeweiligen Waffenbehörde landesweit über 45 
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Kontrollen im ÖPNV durch. Im Ergebnis wurden insgesamt annähernd 8400 
Personen kontrolliert und knapp 170 Messer festgestellt und mit 
entsprechenden Maßnahmen und Ordnungswidrigkeiten oder Strafanzeigen 
bearbeitet. Die Kontrollmaßnahmen werden im Bereich aller Polizeidirektionen 
in der Zukunft lageangepasst fortgesetzt.  
In diesem Zusammenhang führt die Polizei aufklärende Gespräche in Bezug 
auf die Gefahren beim Umgang mit Messern. 

Zudem zeigt die Landespolizei regelmäßig und landesweit Präsenz im 
Rahmen der Streife, aber auch auf öffentlichen Veranstaltungen, wie z.B. der 
Kieler Woche, der Travemünder Woche oder Weihnachtsmärkten, wo sie 
zudem verdachtsunabhängige Kontrollen durchführt. 
Die hohe Polizeipräsenz an Brennpunkten stärkt die subjektive Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger, erschwert potenziellen Täterinnen und Tätern den 
Zugang zu und die Benutzung von gefährlichen Gegenständen und wirkt sich 
insgesamt positiv auf die Bekämpfung von Kriminalität im öffentlichen Raum 
aus. 

Ergänzend setzt die Landespolizei eine einsatzbegleitende Plakataktion („Kein 
Ort für Messer“) ein. Diese Plakate stehen regional den Dienststellen vor Ort 
für Veranstaltungen zur Verfügung und kamen in diesem Jahr bereits 
erfolgreich im Rahmen der Kieler und Travemünder Woche zur Anwendung. 

Die Kernaufgaben der polizeilichen Kriminalprävention umfassen die 
Prävention von Jugendkriminalität und Jugendschutz sowie die 
Gewaltprävention innerhalb und außerhalb der Schule. So sind die 
Zentralstelle für Prävention der Landespolizei Schleswig-Holstein und die 
regionalen Präventionsbeamtinnen und -beamten der Polizeidirektionen 
regelmäßig an Schulen im Bereich der Gewaltprävention vertreten. Durch 
diese Aufklärungsarbeit werden Kriminalität, Gewalt und die Gefahren von 
Waffen thematisiert.  

Mit dem Gesetzentwurf zur Fortentwicklung polizeirechtlicher Maßnahmen 
wird zudem zukünftig beispielsweise der Einsatz mobiler Videoüberwachung 
möglich sein. Auch dadurch wird eine positive Wirkung auf die Sicherheitslage 
an Kriminalitäts- oder Gefahrenschwerpunkten erreicht. Die Landespolizei 
informiert auf ihrem Internetauftritt über rechtliche Konsequenzen und 
sensibilisiert für die Gefahren von Messern in Konfliktsituationen. 

 

2. Welche regionalen Präventionsmaßnahmen mit Blick auf Straftaten mit 
Messern gibt es derzeit in Schleswig-Holstein? 

Antwort: 

Siehe Antwort zu Frage 1. 
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3. Welche der bestehenden Präventionsmaßnahmen werden wissenschaftlich 
begleitet oder evaluiert, und mit welchen Ergebnissen? 

Antwort: 

Die Wirksamkeit der Maßnahmen (aus Antwort zu Frage 1) wird kontinuierlich 
überprüft. Darüber hinaus werden Gewaltdelikte unter Messereinsatz 
zusätzlich ausgewertet, um neue Erkenntnisse zu gewinnen. Diese 
Auswertungen, beispielsweise zu Tatörtlichkeiten und Tatverdächtigenstruktur, 
ermöglichen eine bedarfsgerechte Anpassung oder Neuentwicklung der 
Gewaltpräventionsprogramme. 

 

4. Wo gab es in Schleswig-Holstein in 2024 und 2025 (bislang) in welchem 
Zeitraum Waffenverbotszonen?  

Antwort: 

Seit dem 23. Dezember 2024 gilt in den Verkehrsmitteln des öffentlichen 
Personennahverkehrs in Schleswig-Holstein ein umfangreiches Waffen- und 
Messerverbot. Die Grundlage dafür bildet die Landesverordnung über das 
Verbot des Führens von Waffen und Messern in Verkehrsmitteln des 
öffentlichen Personennahverkehrs vom 23. Dezember 2024. Das Waffen- und 
Messerverbot gilt nach § 1 der Verordnung 

1. in den Fahrzeugen des Schienenpersonennahverkehrs inklusive der S-
Bahnen, 

2. in den Bussen des öffentlichen Personennahverkehrs und des 
Schienenersatzverkehrs, 

3. in den U-Bahnen der Hamburger Hochbahn, 

4. auf den Fähren der Schlepp- und Fährgesellschaft Kiel, den Fähren der 
Stadtwerke Lübeck zwischen Travemünde und dem Priwall, auf der 
Kanalfähre zwischen Kiel-Wik und Kiel-Holtenau sowie auf der Lühe-
Schulau-Fähre, soweit sie sich auf schleswig-holsteinischem Gebiet 
befindet, und 

5. auf Schiffen im Fährverkehr mit den Inseln und Halligen, die nicht 
ausschließlich Waren befördern. 

Darüber hinaus gilt seit dem 31. Oktober 2024 bundesweit ein Waffen- und 
Messerverbot in den Verkehrsmitteln des öffentlichen Personenfernverkehrs. 
Grundlage dafür ist eine Änderung des Waffengesetzes durch den 
Bundesgesetzgeber. Die Verbotsregelung ergibt sich aus dem neuen § 42b 
WaffG. 

Des Weiteren befindet sich das Innenministerium in Gesprächen mit der 
Landrätin und den Landräten sowie den Oberbürgermeistern der kreisfreien 
Städte, um weitere Bereiche des öffentlichen Personennahverkehrs in 
schleswig-holsteinischen Kommunen zu identifizieren, in denen 
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Waffenverbotszonen geeignet und erforderlich sind, um die Regelungen der 
Landesverordnung und des Waffengesetzes zu ergänzen und die aufgrund 
der Notwendigkeit individueller, örtlicher Verhältnismäßigkeitsprüfungen nicht 
durch eine Landesverordnung geregelt werden konnten. Derzeit wird unter 
anderem in den Städten Kiel, Lübeck und Neumünster die Einrichtung von 
ergänzenden Waffenverbotszonen im Verordnungswege geprüft. 

Zudem besteht mit § 42 Absatz 1 und 2 WaffG ein bundesweites Verbot, bei 
der Teilnahme an öffentlichen Vergnügungen, Volksfesten, 
Sportveranstaltungen, Messen, Ausstellungen, Märkten oder ähnlichen 
öffentlichen Veranstaltungen Waffen im Sinne des § 1 Absatz 2 WaffG oder 
Messer zu führen. 

 

5. Wie viele individuelle Waffenbesitzverbote sind in 2024 und 2025 (bislang) 
ausgesprochen worden? (bitte nach Monaten ausweisen) 

Antwort: 

Die Monatsstatistik des Nationalen Waffenregisters (NWR) für Schleswig-
Holstein stellt eine Stichtagsstatistik und keine Verlaufsstatistik dar. Sie gibt 
insoweit Zahlen zu bestimmten waffenrechtlichen Sachverhalten 
stichtagsbezogen wieder. 

Nachfolgend wird der NWR-Statistikwert „Anzahl der im NWR gespeicherten 
natürlichen Personen, die ein "Waffenverbot" erhalten haben“, für Schleswig-
Holstein bezogen auf die angegebenen Stichtage dargestellt. 

31.01.2024: 1.725 
29.02.2024: 1.734 
31.03.2024: 1.749 
30.04.2024: 1.760 
31.05.2024: 1.766 
30.06.2024: 1.777 
31.07.2024: 1.787 
31.08.2024: 1.799 
30.09.2024: 1.823  
31.10.2024: 1.829  
30.11.2024: 1.855  
31.12.2024: 1.866  
 
31.01.2025: 1.880  
28.02.2025: 1.900  
31.03.2025: 1.920  
30.04.2025: 1.927  
31.05.2025: 1.959  
30.06.2025: 1.969  
31.07.2025: 1.988  
31.08.2025: 2.009  
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6. In Nordrhein-Westfalen werden seit dem vergangenen Jahr gegen 
polizeibekannte Gewalttäter individuelle Waffentrageverbote ausgesprochen. 
Plant die Landesregierung in Schleswig-Holstein von diesem Mittel zukünftig 
Gebrauch zu machen? Wenn ja: Sind hierzu rechtliche Anpassungen nötig? 

Antwort: 

In Schleswig-Holstein werden Waffenverbote nach § 41 Absatz 1 und 2 
Waffengesetz durch die zuständigen Waffenbehörden einzelfallbezogen bei 
Personen geprüft, denen das Vertrauen, mit erlaubnisfreien oder 
erlaubnispflichtigen Waffen jederzeit ordnungsgemäß umzugehen, nicht 
länger zugestanden werden kann und soweit die Voraussetzungen nach § 41 
Absatz 1 oder 2 Waffengesetz vorliegen. Dies ist insbesondere der Fall bei 
Personen, die nachweislich schwere Straftaten unter Verwendung von Waffen 
begangen oder die wiederholt gegen das Waffengesetz verstoßen haben. 
Auch bei Personen, die anderer Weise haben erkennen lassen, dass sie nicht 
über die erforderliche Zuverlässigkeit oder persönliche Eignung im Umgang 
mit Waffen verfügen, wird einzelfallbezogen der Erlass eines Waffenverbots 
geprüft. Die örtlichen Polizeidienststellen und das Landeskriminalamt leiten 
Erkenntnisse aus polizeilichen Ermittlungsverfahren, die für die Prüfung von 
Waffenverboten relevant sein können, an die Waffenbehörden weiter. 

Besonders hervorzuheben ist eine Maßnahme des Innenministeriums und der 
Landespolizei in Zusammenarbeit mit den schleswig-holsteinischen 
Waffenbehörden, nach der seit dem Jahr 2023 gegenüber sämtlichen 
bestätigten Mitgliedern (Fullmember) sogenannter Outlaw Motorcycle Gangs 
(OMCGs), namentlich insbesondere Hells Angels MC, Bandidos MC, Mongols 
MC, Outlaws MC und Gremium MC sukzessive Waffenverbote ausgesprochen 
werden. Denn nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) kann in bestimmten Fallkonstellationen die reine 
Gruppenzugehörigkeit einer Person zur waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit 
führen. Die Maßnahme wird dauerhaft fortgeführt, um künftige Neumitglieder 
und Gründungen neuer Ortsgruppen von OMCGs, sogenannter Chapter, in 
diese Maßnahme einzubeziehen. 

Die Regelung des § 41 Waffengesetz bietet ausreichende Möglichkeiten 
Waffenverbote für den Umgang mit erlaubnisfreien oder erlaubnispflichtigen 
Waffen einzelfallbezogen zu prüfen und auszusprechen. 

Die Praxis des Bundeslands Nordrhein-Westfalen, darüber hinaus – gestützt 
auf die polizeiliche Generalklausel – unter bestimmten Voraussetzungen zu 
verbieten, Messer und andere gefährliche Gegenstände zu tragen, die nicht 
unter das Waffenrecht fallen, wird geprüft. Die diesbezügliche 
Rechtsprechung wird dabei ausgewertet.  

 

7. Gab es in Schleswig-Holstein Fälle, in denen Personen nach wiederholten 
Gewaltstraftaten mit dem Ziel des Entzugs oder der Nichterteilung der 
Fahrerlaubnis an die Straßenverkehrsbehörden gemeldet wurden? Falls nein: 
Wie bewertet die Landesregierung diese in Nordrhein-Westfalen praktizierte 
Maßnahme? 
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Antwort: 

Belastbarere Erkenntnisse sind in der zur Verfügung stehenden Zeit bei den 
Staatsanwaltschaften nicht zu erlangen gewesen. Grundsätzlich ist es aus 
Sicht der Landesregierung der richtige Weg, dass relevante Behörden über 
Personen, die wiederholt Gewaltstraftaten begehen, informiert sind.  

 

8. Gibt es in Schleswig-Holstein eine Anweisung, wonach Beschuldigte 
grundsätzlich bei allen Straftaten, bei denen ein Messer eingesetzt oder 
verwendet wird, persönlich zu vernehmen sind? Falls nein: Wie bewertet die 
Landesregierung diese in Nordrhein-Westfalen angewandte Regelung? 

Antwort: 

Das rechtliche Gehör wird Beschuldigten regelmäßig durch die polizeiliche 
Vernehmung zur Sache gewährt (§ 163 a Absatz 1 Satz 1 StPO). Bei Taten, 
die mittels eines Messers begangen werden, handelt es sich grundsätzlich – 
schon wegen der Bedeutung der Sache – um Sachverhalte, zu denen 
polizeiliche Vernehmungen – anstelle eines Verfahrens der schriftlichen 
Äußerung – durchzuführen sind. Eine Anweisung dahingehend, dass 
Beschuldigte bei dem Vorwurf von Straftaten, bei denen ein Messer eingesetzt 
oder verwendet worden ist, grundsätzlich persönlich zu vernehmen sind, 
braucht es daher nicht.  

Ein weiteres effektives Mittel der persönlichen Ansprache stellt die sog. 
Gefährderansprache dar. Bei dieser Maßnahme werden Personen, von denen 
eine Gefahr ausgeht, aufgesucht und direkt angesprochen. Insbesondere in 
Sachverhalten mit so genanntem Gefahrenüberhang sind 
Gefährderansprachen eine Standardmaßnahme. 
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